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Vergesst LudwigIn der digitalen

Erhard nicht

Technologien, die sie nicht verbessern, an- Geschäft mit Inhaltemoderation ausstei- genz von kenianischen Datenarbeitern, die
V O N F R I E D E R I K E W E L T E R

Erst die Corona-Unterstützungsmaßnah-
men, dann die Energie-Preis-Bremse –
aktuell greift die Bundesregierung immer
wieder in den Markt ein. Dabei ist es ge-
rade nach Ansicht von Ludwig Erhard ein
wesentliches Kennzeichen der Sozialen
Marktwirtschaft, dass „ebenso wie der
Schiedsrichter in einem Fußballspiel nicht
mitspielen darf, auch der Staat nicht mit-
zuspielen hat“. Stattdessen solle die
marktwirtschaftliche Politik lediglich die
Ordnung des Spiels und die für dieses
Spiel geltenden Regeln aufstellen. Ist zu
befürchten, dass diese grundsätzliche For-
derung Ludwig Erhards im Zuge der vie-
len Herausforderungen, mit denen sich
aktuell die mittelständischen Unterneh-
men konfrontiert sehen, verloren geht?
Prinzipiell betrachtet, bedarf das Risiko,
das mit einer unternehmerischen Betäti-
gung einhergeht, keiner ausgleichenden
staatlichen Eingriffe. In der Regel können
– und wollen – sich Unternehmen selbst
helfen können, indem sie entsprechende
strategische Maßnahmen umsetzen. Dies
belegen auch immer wieder die Befragun-
gen für unsere Studien.
In der Anfangsphase der Pandemie und zu
Beginn des Angriffskriegs auf die Ukraine
stellte sich das unternehmerische Risiko
jedoch anders dar: Sowohl das unerwartete
Auftreten beziehungsweise die rasche Ver-
breitung von Corona 2020 als auch der
unerwartete Energiepreisanstieg ab Feb-
ruar 2022 stellten für die Unternehmen
einen exogenen Schock dar: Beides traf sie
völlig unvermittelt. Es war daher richtig,
dass die Politik entsprechende Unterstüt-
zungsmaßnahmen beschloss und umsetzte.
Anderenfalls wären selbst grundsätzlich
„gesunde“ Unternehmen in ihrem Bestand
gefährdet worden. Dadurch wäre nicht nur
die Diversität des Mittelstands, sondern
auch sein volkswirtschaftlicher Beitrag
und die regionale Verteilung der Wirt-
schaftsaktivitäten bedroht gewesen. Im
Zuge von Insolvenzen wären viele Be-
schäftigte arbeitslos geworden, was sich
letztlich stark auf die regionale Gleichwer-
tigkeit der Lebensverhältnisse ausgewirkt
hätte.
Gleichwohl sollten staatliche Eingriffe
immer nur befristet erfolgen. Danach
sollte die Politik rasch wieder zum ord-
nungspolitischen Ansatz zurückkehren.
Anderenfalls besteht die Gefahr, dass ein
Bild des Mittelstands zementiert wird,
dem schon Ludwig Erhard entschieden
entgegenwirkte: das Bild eines hilfsbedürf-
tigen Wirtschaftsbereichs, der für die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung – mit
Ausnahme der industriellen Mittelstands-
unternehmen – eine vernachlässigbare
Rolle spielt. In den jüngsten Krisen haben
die mittelständischen Unternehmen je-
doch einmal mehr bewiesen, dass sie an-
passungsfähig sind und lösungsorientiert
agieren. Damit unterstreichen sie, wovon
Erhard überzeugt war, dass selbst große
Herausforderungen nur dann zu lösen
sind, wenn „es uns gelingt, mit der Markt-
wirtschaft nicht etwa nur einzelne Schich-
ten zu begünstigen, sondern der Masse
unseres Volkes durch höchste Anstrengung
und immer mehr gesteigerte Leistung
einen würdigen Lebensstandard zu sichern
und diesen f ortlaufend zu bessern“.

Die Autorin ist Präsidentin des IfM
Bonn. Zugleich hat sie die Professur
für Management von kleinen und
mittleren Unternehmen und Entre-
preneurship an der Uni Siegen inne.
Die Kolumne erscheint in Koopera-
tion mit der KSZ. Foto: Privat
Miene
Experten warnen vor
einem digitalen
Kolonialismus.
Bloß eine kreative
Wortkomposition oder

verbirgt sich dahinter eine
reale Gefahr für
den Globalen Süden?
Vor allem bei Jobs als
„Datenarbeiter“
in den Bereichen Soziale
Medien und Künstliche
Intelligenz droht Men-
schen in dieser Region
Ausbeutung. Bessere
Datenschutzgesetze könn-
ten ein erster Schritt zur
Lösung sein
VON CORNELIA HUBER

W
enn Kleinbauernfamilien
mit einer Wetter-App höhe-
re Ernteerträge erzielen
können, Cargo-Drohnen

Menschen in abgelegenen Gebieten mit le-
benswichtigen Medikamenten beliefern

und digitale Fingerabdrücke Bedürftigen
den Zugang zu Grunddienstleistungen er-
leichtern, könnte sich die Digitalisierung als
Segen für den Globalen Süden erweisen. Ob
Armut und soziale Ungleichheit aber durch
digitale Techniken überwunden werden
oder die Schere zwischen Arm und Reich
ganz im Gegenteil noch weiter auseinan-
dergeht, ist umstritten.

Auf ein noch eher unbekanntes Phäno-
men des digitalen Wandels wies schon 2019
eine Studie des evangelischen Hilfswerks
„Brot für die Welt“ hin. Um die Chancen auf
gesellschaftliche und ökonomische Teilha-
be der Entwicklungs- und Schwellenländer
erhöhen, fordert sie eine Kehrtwende in
Richtung einer gemeinwohlorientierten Di-
gitalisierung. Für die Länder des Globalen
Südens stehe viel auf dem Spiel, einschließ-
lich der Gefahr eines neuen, digitalen Kolo-
nialismus. Auch der aktuelle „Atlas der Zi-
vilgesellschaft“ von „Brot für die Welt“ aus
dem Jahr 2022 mit dem Schwerpunkt
„Auswirkungen der Digitalisierung“ führt
diesen Gedanken fort. Ein neuer, digitaler
Kolonialismus beute die Menschen im Glo-
balen Süden aus

Diese kreative Wortkomposition über-
rascht zunächst. Denn der Kolonialismus
als Politik der Inbesitznahme und Ausbeu-
tung fremder, meist überseeischer Gebiete
durch europäische Länder zwischen dem
16. und 20. Jahrhundert scheint der Vergan-
genheit anzugehören. Schließlich löste der
Zweite Weltkrieg eine weltweite Dekolo-
nialisierung aus, die zur Unabhängigkeit der
vormaligen Kolonien führte.

Big Tech-Konzerne
greifen Daten ab

Vorrangig ging es dem Kolonialismus da-
rum, den Reichtum von Kolonialherren und
Mutterländern zu mehren. Mit der Ausbeu-
tung von Ressourcen, Daten und Arbeits-
kräften im Süden werde der Kolonialismus
der Vergangenheit in einer neuen Form
fortgesetzt, zeigt sich Renata Avila, CEO
der Open Knowledge Foundation im „Atlas
der Zivilgesellschaft“ überzeugt: „Nur sind
es heute Technologieimperien, die die Welt
passen oder ausbauen können. Die meisten
der in Schulen verwendeten Technologien
basieren nicht auf freier Software, sie gehö-
ren Big Tech. Das bremst digitale Innova-
tion. Anstelle von Bausteinen wird Kindern
eine fertige digitale Blackbox vorgesetzt
und Eltern finden das sogar meist toll. Die
Folge: Tech-Konzerne formen die Kinder
nicht nur. Bei ihnen landen auch die Daten,
mit denen sie noch mehr Produkte entwi-
ckeln können, anstatt ein „Bildungsdaten-
Gemeinwohl“ zu schaffen. Bei dieser Form
des digitalen Kolonialismus fließen Daten
und Geld nur in eine Richtung“, so Avila.

Das Phänomen digitaler Kolonialismus
äußert sich in mehreren Erscheinungsfor-
men. Zum einen nutzen die Tech-Konzer-
ne, die im globalen Norden ansässig sind,
den mangelnden Datenschutz in vielen
Ländern des globalen Südens aus. Daten
werden massiv extrahiert und anschließend
für eigene Zwecke verwendet, ohne dass die
Nutzer dies beeinflussen könnten. Die Vo-
raussetzung dafür: die Allmacht der sozia-
len Medien in Afrika. Für viele Menschen in
Afrika seien die Dienste von Facebook und
Instagram, vor allem aber WhatsApp, alter-
nativlos, weiß Christoph Plate, Leiter des
Medienprogramms Subsahara-Afrika der
Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS) mit Sitz
in Johannesburg. Ganz vorne dabei ist die
Free Basics Initiative von Facebook, bei der
die Nutzer über eine entsprechende App
wenige ausgesuchte Seiten kostenlos zur
Verfügung gestellt bekommen. Free Basics
speichert Daten nicht nur, wenn die Nutzer
Facebook aufrufen, sondern sobald sie ir-
gendeine Webseite über die App öffnen.
Plate sieht dies kritisch, habe Meta-Chef
Marc Zuckerberg doch die digitale und
weltweite Dominanz als Ziel ausgegeben.

Ein weiterer Problembereich: die Mo-
deration von strittigen Inhalten, die an ex-
terne Firmen ausgelagert wird. Einer der
größten Partner von Facebook für Inhalte-
moderation in Afrika, die kenianische
Firma Samasource mit Hauptsitz in Kali-
gen. Bislang arbeiten laut „Time“ etwa 200
junge Frauen und Männer als Moderatoren
für elf verschiedene afrikanische Sprachen
in Nairobi.

Billige Arbeitskräfte
aus dem Globalen Süden

„Die Arbeit, die wir verrichten, ist eine
Art mentale Folter“, sagte ein Mitarbeiter,
der derzeit als Facebook-Moderator für Sa-
ma arbeitet. „Ich lebe von der Hand in den
Mund. Ich kann nicht einen Cent sparen.
Manchmal habe ich das Gefühl, dass ich
kündigen möchte. Aber dann frage ich mich:
Was wird mein Baby essen?“ Die psychisch
belastende Arbeit, zu der das Sichten bruta-
ler Videos und Nachrichten gehört, wird mit
unter zwei Dollar je Stunde bezahlt. Der
Experte der Konrad-Adenauer-Stiftung
Plate kommentiert dies so: „Man stelle sich
das einmal vor: Es gibt mehr als 250 Millio-
nen Facebook-Nutzer in Subsahara-Afrika,
wo Facebook nach wie vor das wichtigste
soziale Medium darstellt, auch wenn die
US-Amerikaner vermutlich in den nächsten
Jahren zunehmend von TikTok verdrängt
werden. Und deren Posts – viele Nutzer
posten mehrmals am Tag – werden ledig-
lich von 200 Personen geprüft?“

Ausbeuterische Praktiken herrschen
auch im Wachstumsmarkt der Künstlichen
Intelligenz (KI) vor. Damit ein Algorithmus
zuverlässig funktioniert, muss er trainiert
werden. Die Unmengen an Daten für das
maschinelle Lernen liefern die billige
Arbeitskräfte des Globalen Südens. In
Acht-Stunden-Schichten geben sie Trai-
ningsdaten etwa für selbstfahrende Autos
ins System ein, wie die BBC vor Ort in Ke-
nia recherchierte. Nah am Monitor sitzend,
zoomen die Digitalarbeiter in die Bilder von
Menschen, Autos oder Straßenschildern hi-
nein, um sicherzustellen, dass kein Pixel
falsch markiert wurde. Zudem sind die Be-
schäftigten in der Datenetikettierungsbran-
che laut BBC „langweiliger“, „repetitiver“
mit knapp zwei Dollar pro Stunde entlohnt
werden.

In der Gesamtschau ordnen auch Nick
Couldry von der London School of Eco-
nomics and Political Science und Ulises A.
Mejias von der State University of New
York in dem Buch „The Costs of Connec-
tion“ den entstehenden datengesteuerten
Kapitalismus als eine Fortsetzung des his-
torischen Kolonialismus ein. Während sich
die Art und Weise, die Intensität, das Aus-
maß und die Zusammenhänge der Enteig-
nung verändert hätten, bleibe die zugrunde
liegende Funktion die gleiche: die Beschaf-
fung von Ressourcen, aus denen sich wirt-
schaftlicher Wert gewinnen lasse. Der
Datenkolonialismus rechtfertige das, was er
tue, als Fortschritt im wissenschaftlichen
Wissen, im personalisierten Marketing
oder im rationalen Management. Auf der
Verliererseite, heute wie damals: der Globa-
le Süden.

Arbeitsmärkte müssen
unabhängig werden

Ein einfache Lösung gebe es hier nicht,
denn wie beim historischen Kolonialismus
gehe es um Dekolonisierungsprozesse, be-
tont die Soziologin und Informatikern Mi-
lagros Miceli vom Weizenbaum Institut
gegenüber der „Tagespost“. Die promovier-
te Leiterin der Forschungsgruppe Daten, al-
gorithmische Systeme und Ethik meint,
bessere Datenschutzgesetze könnten ein
Anfang sein. „Allerdings gibt es vor allem im
Globalen Süden keine Selbstbestimmung
ohne ökonomische Unabhängigkeit. Des-
halb ist es wichtig, dass diese Länder ihre
eigene Ökonomie, insbesondere ihre
Arbeitsmärkte, so weit entwickeln, dass sie
möglichst unabhängig von internationalen
Investitionen sind.“ Mit Blick auf die
Datenarbeiter fordert Milagros Miceli da-
her bessere Schulungen, bessere Arbeitsbe-
dingungen und vor allem Schutzmechanis-
men für Whistleblower.
durch die Kontrolle kritischer digitaler Inf-
rastrukturen, Daten und den Besitz von Re-
chenleistung beherrschen.“

Der digitale Kolonialismus manifestiere
sich beispielsweise im Bereich der Bildung.
„Kinder auf der ganzen Welt lernen passiv

fornien, stellt allerdings nach einem Bericht
des US-amerikanischen Magazins „Time“
den Dienst für den Meta-Konzern ab März
2023 ein. Aufgrund des aktuellen ökonomi-
schen Klimas wolle Samasource seine
„strategische Vision“ schärfen und aus dem

und „nicht enden wollender Arbeit“ ausge-
setzt. Sie berichten, „wie sie unter Druck
stehen, schnell zu arbeiten, um die Unter-
nehmensziele zu erreichen, was zu weniger
Pausen führt“. Auch Chat GPT benötigt
Training – das erhält die Künstliche Intelli-

Facebook ist das wichtigste Soziale Medium in Afrika. Gut 250 Millionen Menschen nutzen es in der Region. Die Beiträge
werden aber von nur rund 200 Personen geprüft: Ein Knochenjob, der nicht gut bezahlt wird. Foto: IMAGO/Swetlana Karner


